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(Berlin) Angesichts der geplanten Verlängerung und Verschärfung des Lockdowns fordert der
Paritätische Gesamtverband Sofortmaßnahmen des Bundes zur Unterstützung einkommensarmer
Familien. Konkret fordert der Paritätische ein Sofortprogramm zur Unterstützung von
einkommensschwachen Haushalten durch eine sofortige Erhöhung von Grundsicherungsleistungen
um 100 Euro monatlich, die Finanzierung von schulisch notwendigen Notebooks durch die Jobcenter
und eine Neuauflage des bereits letzten Juni ausgelaufenen Moratoriums bei Mietschulden.

"Die Bundesregierung hat es in den vergangenen Monaten versäumt, dafür zu sorgen, dass
einkommensarme Haushalte in der Krise nicht noch weiter abgehängt werden", kritisierte der
Hautgeschäftsführer des Paritätischen, Ulrich Schneider. "Bei all den Milliarden, die bisher zur
Bewältigung der Corona-Krise ausgegeben wurden, findet sich kaum ein Cent für Menschen in Hartz
IV oder Altersgrundsicherung. Wir dürfen die Ärmsten nicht länger mit gestiegenen Ausgaben für
Schutzmaßnahmen und weggefallenen Hilfsangeboten aufgrund von Einrichtungsschließungen
alleine lassen. Es ist vordringliche Aufgabe der Politik, in dieser Pandemie die Gesellschaft
zusammenzuhalten", appellierte Schneider.

Da die Ausstattung von Kindern aus einkommensarmen Familien mit Notebooks und anderen
digitalen Lernmitteln noch immer nicht gesichert sei, müssten entsprechende Ausgaben für alle
Bezugsberechtigten von Bildungs- und Teilhabeleistungen durch die Jobcenter übernommen
werden. Um den unverändert hohen Bedarf an an Hygiene- und Schutzartikeln sicherzustellen und
wegfallende Hilfen, etwa Schulmittagessen, unbürokratisch kompensieren zu helfen, seien die
Regelleistungen in der Grundsicherung in der Pandemie um monatlich 100 Euro pro Person zu
erhöhen. Darüber müsse das bereits im Juni letzten Jahres ausgelaufene Kündigungs- und
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Kreditmoratorium für Mieterinnen und Mieter erneuert werden. "Unsere Gesellschaft kann es sich
nicht leisten, dass Menschen aufgrund der andauernden Einkommenseinbußen das Dach über dem
Kopf verlieren oder aufgrund einer Verschuldung ihre Strom- oder Wasserversorgung verlieren",
betonte Ulrich Schneider. Arbeitsagenturen, Jobcenter und Grundsicherungsträger müssten darüber
hinaus flächendeckend persönliche Beratungsangebote bereitstellen, da die bestehenden digitalen
und telefonischen Angebote eine zu hohe Hürde für viele unterstützungsbedürftige Menschen, etwa
Wohnungslose, darstellten.

Der Verband wies erneut darauf hin, dass die Leistungen der Grundsicherung schon bislang viel zu
niedrig bemessen gewesen seien. Mit den pandemiebedingten Mehrausgaben, die durch die viel zu
geringe Regelsatzerhöhung zu Jahresbeginn, nicht annähernd ausgeglichen worden seien, habe
sich die Not einkommensarmer Familien noch vergrößert. Für Kinder zwischen 6 und 13 Jahren
seien die Leistungen beispielsweise lediglich um einen Euro monatlich erhöht worden. "An
grundlegenden Bildungs- und Teilhabeleistungen zu sparen, können wir uns nicht leisten", betonte
der Verband.
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